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Text 

Primärversorgungseinheit 

§ 2. (1) Eine Primärversorgungseinheit nach diesem Bundesgesetz ist eine durch verbindliche und 
strukturierte Zusammenarbeit gemäß dem Versorgungskonzept (§ 6) nach außen, vor allem gegenüber der 
Bevölkerung im Einzugsgebiet, als Einheit auftretende Erstanlaufstelle im Gesundheitsversorgungssystem 
und hat als solche Angebote zur Förderung von Gesundheit und Prävention vor Krankheiten und für eine 
umfassende Behandlung von Akuterkrankungen und chronischen Erkrankungen zur Verfügung zu stellen 
sowie die für eine gesamtheitliche und kontinuierliche Gesundheitsvorsorge und Krankenversorgung 
erforderlichen Maßnahmen zu koordinieren. 

(2) Die Primärversorgungseinheit hat jedenfalls aus einem Kernteam, das sich aus mindestens zwei 
Ärztinnen/Ärzten für Allgemeinmedizin und mindestens einem Angehörigen des gehobenen Dienstes für 
Gesundheits- und Krankenpflege zusammensetzt, zu bestehen. Orts- und bedarfsabhängig soll zusätzlich 
mindestens eine Fachärztin/ein Facharzt für Kinder- und Jugendheilkunde Teil des ärztlichen Kernteams 
sein. Abhängig von den Planungsvorgaben im Regionalen Strukturplan Gesundheit (RSG) darf das 
ärztliche Kernteam auch 

 1. ausschließlich aus mindestens zwei Fachärztinnen/Fachärzten für Kinder- und Jugendheilkunde 
oder 

 2. aus mindestens einer Fachärztin/einem Facharzt für Kinder- und Jugendheilkunde und einer 
Ärztin/einem Arzt für Allgemeinmedizin bestehen. 

(3) Orts- und bedarfsabhängig sind weitere Angehörige von Gesundheits- und Sozialberufen und 
Einrichtungen, in denen solche Personen beschäftigt werden, von der Primärversorgungseinheit 
verbindlich und strukturiert einzubinden. Als solche kommen insbesondere Fachärztinnen und Fachärzte 
für Frauenheilkunde und Geburtshilfe, Hebammen, Psychologinnen und Psychologen, 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflege, die im 
Medizinische Assistenzberufe-Gesetz und im Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz geregelten 
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Berufe und die gehobenen medizinisch-technischen Dienste in Betracht sowie gegebenenfalls die 
Kooperation mit öffentlichen Apotheken. 

(4) Eine Primärversorgungseinheit nach diesem Bundesgesetz hat mit eigener Rechtspersönlichkeit 
ausgestattet zu sein. Sie muss im jeweiligen Regionalen Strukturplan Gesundheit (RSG) abgebildet sein 
und über einen auf dem Sachleistungsprinzip beruhenden Primärversorgungsvertrag (§ 8) mit den in 
Betracht kommenden Krankenversicherungsträgern verfügen, wobei jedenfalls die Österreichische 
Gesundheitskasse Vertragspartner der Primärversorgungseinheit sein muss. 

(5) Eine Primärversorgungseinheit kann entsprechend den örtlichen Verhältnissen an einem Standort 
oder als Netzwerk an mehreren Standorten eingerichtet sein (Primärversorgungstypus). Sie kann nach 
Maßgabe der Z 1 und 2 in jeder zulässigen Organisationsform in der jeweils zulässigen Rechtsform 
geführt werden. 

 1. Eine an einem Standort eingerichtete Primärversorgungseinheit kann nur in der 
Organisationsform 

 a) einer Gruppenpraxis (§ 52a des Ärztegesetzes 1998 (ÄrzteG 1998), BGBl. I Nr. 169/1998, 
allenfalls in Verbindung mit § 9 Abs. 1) oder 

 b) eines selbständigen Ambulatoriums (§ 2 Abs. 1 Z 5 des Bundesgesetzes über 
Krankenanstalten- und Kuranstalten (KAKuG), BGBl. Nr. 1/1957) geführt werden. 

 2. Wird eine Primärversorgungseinheit als Netzwerk, zB in Form eines Vereins, geführt, so kann 
diese nur aus freiberuflich tätigen Ärztinnen und Ärzten, Gruppenpraxen sowie anderen 
nichtärztlichen Angehörigen von Gesundheits- und Sozialberufen oder deren 
Trägerorganisationen gebildet werden. 
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